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Einleitung 

„Das Netz  der  Verflechtungen  unter  den deutschen  Banken wird  dichter". 

Diese Überschrift  zu einem „Hintergrund"-Bericht der Frankfurter  Allge-
meinen Zeitung (12. Juli 1996, S. 17) weist auf eine sich zunehmend entfal-
tende Konzentrationsdynamik der deutschen Kreditwirtschaft  hin. Bei Beob-
achtung paralleler gesamteuropäischer und ausländischer Szenarien1 wird 
klar, daß auch der deutschen Kreditwirtschaft  beträchtliche Umwälzungen be-
vorstehen. Der „global player" ist gefragt.  Althergebrachte Strukturen werden 
durch die zunehmende Dynamik in der Branche aufgebrochen: Kleine Kre-
ditinstitute werden von den Großen übernommen, andere Wettbewerber fusio-
nieren oder werden andere Formen der Zusammenarbeit suchen, um ihre 
Stellung am Markt mit vereinten Kräften behaupten zu können2. Wieder ande-
re Kreditinstitute werden - von den Veränderungen überrollt - gänzlich aus 
dem Markt verdrängt. Angesichts dieser unbequemen Aussichten ist allemal 
bei den schwächeren Instituten eine gewisse Zukunftsangst nicht zu überse-
hen. Unter den Bedingungen des europäischen Binnenmarktes und des Welt-
marktes sind aber auch die Größeren der Branche gezwungen, sich durch 
wechselseitige Verbindungen für den härter werdenden internationalen Wett-
bewerb zu rüsten. Bündelung der Kräfte,  Erzeugung von Synergieeffekten, 
strategische Allianzen und organisatorische Vernetzungen sind die Zeichen 
der Zeit. 

Das Interesse des öffentlichen  Rechts an diesen Vorgängen überrascht zu-
nächst. Die Probleme wechselseitiger Vernetzungen in der Kreditwirtschaft 
scheinen mehr in den Bereichen des Gesellschafts- oder des Wettbewerbs-

1 Als beispielhaft und wegweisend mag die Entwicklung in Großbritannien gelten: 
siehe FAZ v. 10. Oktober 1996, S. 23 („Gegenseitige  Übernahmen  und Fusionen  im 
britischen  Finanzwesen").  Erhellend auch die übrigen Artikel einer „Hintergrund"- Se-
rie in der FAZ zu den Strukturveränderungen im europäischen Kreditgewerbe: 
,3anken im Umbruch" 8. bis 12. Oktober 1996. 

2 Angesichts dieser Entwicklungen ist es nicht überraschend, daß die auf Fusionen 
und Beteiligungen spezialisierten M&A-Banken der Londoner City für das Geschäfts-
jahr 1997 einen besonderen Geschäftszuwachs durch Fusionen im Bereich der deut-
schen Kreditwirtschaft  erwarten; siehe Handelsblatt v. 3./4. Januar 1997, S. 15. 

2 Becker 
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rechts3 angesiedelt zu sein. Neben diesen wirtschaftsrechtlichen  Aspekten muß 
jedoch auch berücksichtigt werden, daß das Engagement des Staates, von 
Bund, Ländern und Gemeinden, Erscheinungsbild und Wettbewerb in der 
deutschen Kreditwirtschaft  nicht unerheblich prägt: Öffentlich-rechtliche  Kre-
ditinstitute bilden eine der drei Säulen in der Architektur der deutschen Ban-
kenlandschaft. Als deren integrierter Bestandteil können sich auch die öffent-
lichen Institute den Entwicklungen, von denen die Branche erfaßt wird, nur 
schwer widersetzen. Auf der anderen Seite dürfen aber gerade diese Institute 
aufgrund ihres öffentlich-rechtlichen  Charakters auch nicht ohne weiteres mit 
Instituten anderer Gruppen der Kreditwirtschaft  auf eine Stufe gestellt werden. 
Die öffentlich-rechtliche  Verfaßtheit  und die hieraus resultierenden Bindun-
gen öffentlicher  Bankanstalten sperren sich gegen die nahtlose Imitation der 
Geschäftsphilosophie oder der strategischen Weichenstellungen anderer Wett-
bewerber. Der öffentlichen  Rechtsform korrespondieren Bindungen, die je-
denfalls nicht allein unter Hinweis auf eine faktische Assimilation des öffentli-
chen an das private Bankgeschäft außer Kraft  gesetzt werden können. 

Die hier im Mittelpunkt der Betrachtungen stehenden Landesbanken/Giro-
zentralen sind als Anstalten des öffentlichen  Rechts organisiert. Sie agieren in 
dieser organisationsrechtlichen Form durchweg als Sparkassenzentralbanken, 
Hausbanken der Länder und Geschäftsbanken mit nahezu universalem Ge-
schäftskreis.  Gerade in der letztgenannten Funktion treten sie auf den großen 
Märkten in Deutschland und der Welt auf und fuhren dabei mit den privaten 
und genossenschaftlichen Geschäftsbanken einen scharfen Konkurrenzkampf. 
Die organisatorische Verwurzelung der Landesbanken/Girozentralen im öf-
fentlichen Recht fuhrt  dazu, daß die Verflechtungsvorgänge innerhalb dieser 
Gruppe von Kreditinstituten abseits des Gesellschafts- und des Kartellrechts 
nicht unerhebliche Probleme verwaltungs- und verfassungsrechtlicher  Art 
aufwerfen.  Diese Probleme erstrecken sich auf Form und Inhalt der Vernet-
zungsvorgänge, die in der Branche unter dem Begriff  der „strategischen Alli-
anzen" populär geworden sind: Können Anstalten des öffentlichen  Rechts 
ganz oder teilweise an andere Kreditinstitute veräußert werden? Kann eine 
Anstalt des öffentlichen  Rechts ohne weiteres zu einer „Kapitalgesellschaft des 
öffentlichen  Rechts" mit verkäuflichen und übertragbaren Anstaltsanteilen 
umgewandelt werden? Darf sich ein Bundesland an der Anstalt eines anderen 
Bundeslandes durch die Übernahme von Anstaltsanteilen beteiligen? Kann das 
„Mitregieren" eines Landes in dem Institut eines anderen Landes vor den An-

3 Das Wettbewerbsrecht ist freilich aufgrund seiner Aufgabe, mit den hoheitlichen 
Mitteln von Zwang und Kontrolle in den Prozeß der Marktwirtschaft  zu intervenieren, 
keinesfalls dem Bereich des Privatrechts zuzuordnen. Dennoch zählt es nicht zu den 
klassischen Materien des öffentlichen  Rechts. 
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forderungen des Grundgesetzes an die Eigenstaatlichkeit und Eigenverant-
wortlichkeit der Bundesländer bestehen? 

Die öffentlich-rechtlichen  Probleme der Vernetzung von Landesban-
ken/Girozentralen sind vielschichtig. Umso erstaunlicher erscheint es, daß sie 
in der interessierten juristischen Öffentlichkeit  kaum Interesse erregen konn-
ten und daher noch weitestgehend der Aufarbeitung und der juristischen Ana-
lyse harren. Hängt diese Zurückhaltung mit der tatsächlichen Assimilation der 
Landesbanken/Girozentralen an die großen Geschäftsbanken zusammen, die 
den Gestaltungs- und Geltungsanspruch des öffentlichen  Rechts in diesem Be-
reich verdrängt hat? Dies ist die Ausgangsfrage, von deren Beantwortung es 
abhängt, ob und inwieweit die Vernetzungsvorgänge bei den Landes-
banken/Girozentralen das öffentliche  Recht überhaupt als Richtmaß ihres 
Handelns zu berücksichtigen haben. Zunächst gilt es daher, Klarheit über 
Aufgaben und verfassungs- wie verwaltungsrechtliche Stellung der Landes-
banken/Girozentralen in der Bundesrepublik Deutschland zu gewinnen. Hier 
liegt ein Schwerpunkt der Untersuchung. Die dogmatische Einordnung ihrer 
Geschäftstätigkeit in den Kanon von Staatsaufgaben und öffentlichen  Hand-
lungsinstrumentarien ist die Voraussetzung für die Analyse verfassungs- und 
verwaltungsrechtlicher Vorgaben wechselseitiger Vernetzungen dieser Insti-
tute. Die Darstellung der vielfachen und bisweilen undurchsichtigen Vernet-
zungen in Form von Beteiligungsverhältnissen und gemeinsamen, länderüber-
greifenden Instituten bildet den zweiten Schwerpunkt der Arbeit. Anschlie-
ßend erfolgt  die verfassungsrechtliche  Beurteilung dieser Vernetzungsvorgän-
ge. Die Erörterung der Vernetzungen aus dem Blickwinkel der grundgesetzli-
chen bundestaatlichen Kompetenzordnung und des Erfordernisses  demokrati-
scher Legitimation schließt sich an, und zwar nach einer Untersuchung der 
vorgegebenen organisationsrechtlichen Rahmenbedingungen. 

Ausgespart bleibt aus der vorliegenden Untersuchung der Bereich, der sich 
schlagwortartig als „Privatisierungsdiskussion" bezeichnen läßt. Die Frage 
nach der grundsätzlichen Legitimation des Staates zur Teilnahme an dem 
Wettbewerb im Kreditwesen wird nur am Rande, bei der Ergründung des öf-
fentlichen Auftrags von Landesbanken/Girozentralen, erörtert. Ebenso wird 
die vorgelegte Untersuchung nicht auf die Diskussion eingehen, ob bestimmte 
Geschäfte, die im Zusammenhang mit der Geschäftsbanktätigkeit der Landes-
banken abgewickelt werden, noch mit dem normierten öffentlichen  Auftrag in 
Einklang zu bringen sind. Grundlage aller hier angestellten Überlegungen ist 
insofern allein die Gesetzeslage, die den Instituten ihren öffentlichen  Auftrag 
und die zulässigen Geschäfte vorgibt, dabei die Legitimation des Gewinnstre-
bens bei den Landesbanken kanalisiert und zu den übrigen Geschäftstätigkei-
ten in ein Spannungsverhältnis setzt. Daß dieser gesetzliche Handlungsauftrag 
bisweilen überdehnt und deshalb darüber diskutiert wird, ob und inwieweit 
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